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Berichtsvorlage
OBM/032/2026

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Kommission fiir Integration 15.10.2026 offentlich Bericht
Betreff:

Jahresbericht des Integrationsrates

Anlagen:
Jahresbericht Integrationsrat_09 2025 08 2026

Bericht:

Der Rat fur Integration und Zuwanderung (Integrationsrat) besteht in seiner heutigen Form seit
2010 und ist gemaR seiner Satzung die gewahlte Vertretung aller Nirnbergerinnen und
Nurnberger mit Migrationshintergrund auf kommunaler Ebene. Das Gremium berat den Stadtrat
und seine Ausschusse in Fragen der Integrationspolitik, entwickelt eigene Initiativen und
Empfehlungen und tragt damit zu einer chancengerechten und inklusiven Stadtgesellschaft bei.
Er setzt sich aktuell aus 30 gewahlten Mitgliedern und finf beratenden Sachverstandigen
zusammen.

Im vorgelegten Tatigkeitsbericht werden die Rechtsgrundlagen, Strukturen, Organe und die
Arbeitsweise des Gremiums beleuchtet, zudem wird auf die Arbeitsschwerpunkte seit
September 2025 eingegangen und schliel3lich ein Fazit gezogen.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

D] Nein (— weiter bei 2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nurfir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr
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Stadt Nurnberg Berichtsvorlage OBM/032/2026

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungserméachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. Il / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

[] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
] Nein (— weiter bei 3.)
(] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

[]1 Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja Der Integrationsrat vertritt die Interessen der Menschen mit
Zuwanderungsgeschichte in Nurnberg und berat den Stadtrat in allen Fragen
rund um Migration und Integration.

4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
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Bericht zur Arbeit des Integrationsrats 2025/2026 (September bis August)

1. Grundsatzliches zum Integrationsrat
1.1. Rechtsgrundlagen, Zusammensetzung, Aufgaben, Selbstverstiandnis

Der Nurnberger Rat fur Integration und Zuwanderung besteht seit dem Jahr 2010 und ging aus
dem 1973 gegrindeten Auslanderbeirat und dem 1984 gegriindeten Aussiedlerbeirat der Stadt her-
vor. Die Rechtsgrundlage fur die Arbeit des Integrationsrats bildet eine vom Stadtrat erlassene Sat-
zung." Die Durchflihrung der alle sechs Jahre stattfindenden Wahl des Rates durch die Bevélke-
rung mit Migrationsgeschichte ist durch eine entsprechende Wahlordnung geregelt.? Relevant ist
aulerdem die Geschéaftsordnung des Stadtrates, die sinngemaf auch fir den Geschaftsgang des
Integrationsrates Anwendung findet.?

Der Integrationsrat setzt sich grundsatzlich aus 30 gewahlten Vertreterinnen und Vertretern der
Nurnberger Bevolkerung mit Migrationsgeschichte zusammen. Hinzu kommen zudem noch funf
vom Gremium selbst berufene beratende Personen, die seine Arbeit durch ihre Fachexpertise be-
reichern sollen (Sachverstandige). In der laufenden Wahlperiode umfasste das Gremium aus-
nahmsweise sogar 31 Mitglieder mit Stimmrecht; diese Zahl hat sich durch ein wohnortswechsel-
bedingtes Ausscheiden inzwischen wieder auf 30 verringert. Die Mitglieder reprasentieren 19 ver-
schiedene Bezugslander. Mehr als zwei Drittel von ihnen wurden 2022 neu in den Rat gewahlt, nur
neun Personen gehdren ihm schon seit zwei Perioden oder langer an.*

Kernaufgabe des Integrationsrates ist es, die Interessen und Belange der Menschen mit Migrati-
onsgeschichte in Nurnberg in den kommunalpolitischen Diskurs einzubringen. Das Gremium berat
den Stadtrat und seine Ausschisse in Fragen der Integrationspolitik, entwickelt eigene Initiativen
und Empfehlungen und tragt damit zu einer chancengerechten und inklusiven Stadtgesellschaft
bei. Das Forum des direkten Austauschs zwischen Stadtrat und Integrationsrat ist die Kommission
fur Integration. Darlber hinaus fungiert der Integrationsrat als Bindeglied zwischen Verwaltung,
Politik und migrantischen Communities und unterstitzt die Vernetzung relevanter Akteure.

Obwohl Fragen der Welt- oder Heimatlandpolitik grundsatzlich nicht zum Aufgabenbereich des In-
tegrationsrates gehdren, ist dem Gremium bewusst, dass sich Spannungen oder Konflikte in ande-
ren Landern auch auf das hiesige Miteinander migrantischer Communities auswirken kénnen. Sol-
che Entwicklungen werden daher in ihrer Bedeutung fur das lokale Zusammenleben beobachtet
und, soweit erforderlich, aufgegriffen. Trotz der gro3en inneren Diversitat seiner Mitglieder und der
Vielzahl der von diesen abgebildeten religidsen, politischen und sprachlichen Hintergriinden hat
der Integrationsrat dabei stets eine klare Haltung gezeigt: Er verurteilt jede Form gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit, sei es Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Muslimfeindlichkeit
oder andere Formen von Hass und Ausgrenzung. Diese Haltung bildet ein verbindendes Funda-
ment flr die gemeinsame Arbeit im Integrationsrat und fir sein Engagement fiir ein respektvolles
und friedliches Zusammenleben in Nirnberg.

' Die Integrationsratssatzung (IntRS) ist online abrufbar im ,Niirnberger Stadtrecht unter: https://www.nu-
ernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/001 352.pdf

2 Integrationsratswahlordnung (INtRWO): https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/doku-
mente/0/001/001_353.pdf

3 Stadtratsgeschéftsordnung (StRGeschO): https://www.nuermnberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/str-
gescho _nov 2024 beschlossen.pdf

4 Aller 30 stimmberechtigten Integrationsratsmitglieder und ihre jeweiligen Bezugslander sowie auch die
funf sachverstandigen Mitglieder des Integrationsrates sind auf dessen Website namentlich unter der Kate-
gorie ,Mitglieder* aufgefihrt: https://www.nuemberg.de/internet/integrationsrat/mitglieder.ntml
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1.2. Organe und ihre Zustandigkeiten

An der Spitze des Integrationsrates steht ein vierkdpfiger geschaftsfihrender Vorstand, der aus
dem bzw. der Vorsitzenden und drei stellvertretenden Vorsitzenden besteht. Der geschaftsfihrende
Vorstand wird alle zwei Jahre (also dreimal innerhalb der sechsjahrigen Wahlperiode des Rates)
neu gewahlt; eine Wiederwahl ist zulassig. Der geschéaftsfliihrende Vorstand regelt das Tagesge-
schaft des Integrationsrates, insbesondere seine Aul3envertretung (durch den Vorsitzenden bzw.
durch ihn auf seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter oder auf andere Mitglieder delegiert), und
kommt ca. alle 14 Tage zu Sitzungen zusammen.

Zusammen mit funf weiteren Mitgliedern, die ebenfalls alle zwei Jahre gewahlt werden, bildet der
geschéftsfuhrende Vorstand den neunkoépfigen erweiterten Vorstand. Der erweiterte Vorstand dis-
kutiert Fragen grundlegender Bedeutung und legt u.a. die Tagesordnung fir die Vollversammlun-
gen (wie Integrationsratssitzungen an sich bezeichnet werden) fest. Der erweiterte Vorstand tagt
immer mit ca. zwei Wochen Vorlauf vor den Vollversammlungen und ansonsten nach Bedarf.

Die Vollversammlung ist das Plenum, in dem alle 30 gewahlten Integrationsratsmitglieder zusam-
menkommen und rede- und stimmberechtigt sind. Sie verabschiedet die Beschllsse des Integrati-
onsrates, die dann der Verwaltung und der Kommission fir Integration zur weiteren Beratung vor-
gelegt werden. Die Vollversammlung soll laut Satzung des Integrationsrates viermal jahrlich tagen;
de facto hat sie seit der Neuwahl des Gremiums 2022 deutlich haufiger getagt.®

Ahnlich wie im Stadtrat bestehen daneben noch eine Reihe von Ausschiissen des Integrationsra-
tes, Arbeitsausschiisse (AAs) genannt. Diese sind aktuell (Stand Ende August 2026):

e AA Zuschussvergabe

o AA Offentlichkeitsarbeit

¢ AABildung und Beruf

e AA Soziales und Gesundheit

¢ AAFlucht, Migration und Menschenrechte

In den Arbeitsausschussen findet die Detailarbeit statt. Dort werden Antrage vertieft diskutiert und
Uberarbeitet und Expertinnen und Experten aus der Stadtverwaltung sowie von externen Stellen
angehdrt. Bis auf den AA Zuschussvergabe, der eine spezielle Aufgabe und daher einen festen und
exklusiven Mitgliederstamm hat®, steht die Mitarbeit in den Arbeitsausschiissen allen Integrations-
ratsmitgliedern offen. Die Arbeitsausschusse tagen auf Initiative ihrer jeweiligen Sprecherinnen
bzw. Sprecher nach Bedarf.

1.3. Ablauf des Geschiftsgangs

In der Regel etwa vier Wochen vor dem Termin der nachsten Vollversammlung tagt der geschafts-
fuhrende Vorstand. Er sichtet mit Unterstitzung der Geschéftsstelle alle bis zu diesem Zeitpunkt
vorliegenden Antrage aus den Reihen der Mitglieder (neue und auch solche, die ggf. bereits einmal
vorlagen und inzwischen durch Ausschisse Uberarbeitet wurden) und entscheidet, mit welchen

52023 gab es sieben Vollversammlungen, 2024 und 2025 fanden jeweils sechs Vollversammlungen und
2026 bislang funf Vollversammlungen statt. Es handelt sich um 6ffentliche Sitzungen. lhre Termine werden
(mit Angabe des Tagungsorts und der Uhrzeit) im Voraus fir das jeweils laufende Jahr auf der Website des
Integrationsrates bekannt gemacht: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html

6 Der Integrationsrat wirkt an der Vergabe stadtischer Zuschiisse fiir die Durchfiihrung von Férder- und
Deutschkursen, an der Vergabe von Mietzuschiissen an gemeinniltzige Migrantenvereine und an der
Vergabe von Zuschussen fur Interkulturelle Aktivitaten mit. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben hat der Rat
den AA Zuschussvergabe gebildet. Nahere Informationen dazu sind auf der Website des Integrationsrates
zusammengestellt und abrufbar: hitps://www.nuemberg.de/internet/integrationsrat/zuschuesse.html
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Antragen und Themen sich der erweiterte Vorstand zur Vorbereitung der Vollversammlung naher
beschéftigen soll. Hier geht es in der Regel um Priorisierungsentscheidungen (ein Thema muss
unbedingt in der nachsten Vollversammlung behandelt werden, wahrend ein anderes Thema noch
warten kann) und formelle Fragen (manchmal ist ein Antrag eigentlich kein ,Antrag“, sondern kann
durch eine einfache Anfrage an die Verwaltung erledigt werden; ggf. fallen einzelne Antrage auch
klar nicht in den Zustandigkeitsbereich des Integrationsrates, was den Antragstellern dann rlickge-
meldet wird). Am Ende steht eine vom geschaftsflihrenden Vorstand beschlossene Tagesordnung
fur den erweiterten Vorstand.

Der erweiterte Vorstand tagt in der Regel etwa eine Woche spater. Hier werden die zur Behandlung
in der Vollversammlung vorgeschlagenen Themen und Antrage erstmals auch vertieft inhaltlich dis-
kutiert. Die Antragstellerinnen und Antragsteller haben hier satzungsgemafl das Recht, mit Rede-
recht an der Vorstandssitzung teilzunehmen und zu ihrem eigenen Antrag zu sprechen. Oft werden
Antrage von hier zunachst zur weiteren Behandlung in die Ausschlsse verwiesen, weil man noch
wichtige Details klaren und daflr Expertise (sei es in Form schriftlicher Auskinfte, sei es in Form
von Berichten durch geladene Experten) einholen méchte. Am Ende steht eine vom erweiterten
Vorstand beschlossene Tagesordnung flr die nachste Integrationsratssitzung.

In den Vollversammlungen erfolgt nochmals die Vorstellung der auf der Tagesordnung stehenden
Antrage und eine vertiefende Debatte. In der Regel stehen am Ende offizielle Beschlisse des In-
tegrationsrates, die dann an die Stadtverwaltung und an die Kommission fur Integration weiterge-
leitet werden.”

1.4 Geschaftsgang in Zahlen

1.4.1 Entwicklung der Kennzahlen von 2023 bis 2026

Der Berichtszeitraum reicht von September 2025 bis August 2026 und umfasst damit Teile zweier
Kalenderjahre. Die Kennzahlen werden weiterhin kalenderjahrlich ausgewiesen. Fur 2025 liegen
nun die Gesamtjahreswerte vor; flr 2026 ist jeweils der Stand bis einschlief3lich August angegeben.
Die Entwicklung wurde im Berichtszeitraum vor allem durch die erneute Besetzung der FiBA+-Pro-
jektstelle, die Kommunalwahl 2026 und die Gastgeberrolle des Integrationsrates bei der AGABY-
Vollversammlung gepragt.

1.4.2 Kontakte der Geschéftsstelle

2023 1.588
2024 1.713
2025 1.127

2026 | 1.344 (bis inkl. August)

Die Zahl aller Kontakte lag 2025 bei insgesamt 1.127. Dabei wirkte sich positiv aus, dass die von
Dezember 2024 bis einschlieBlich Juni 2025 vakante FiBA+-Projektstelle im Umfang von 30 Wo-
chenarbeitsstunden wieder besetzt werden konnte. Seit der Wiederbesetzung nahm die Zahl der
Beratungs-, Vernetzungs- und Koordinierungskontakte erwartungsgemaf wieder deutlich zu (bis
inkl. August 2025 waren es erst 628 gewesen). Im aktuellen Jahr konnten bis Ende August bereits

7 Die Beschliisse des Integrationsrates, die Einladungen mit Tagesordnung sowie die Ergebnisprotokolle
der Vollversammlungen sind fur die laufende Wahlperiode chronologisch nach Sitzungen geordnet im Inter-
net auf den Seiten des Rates abrufbar und werden (nach erfolgter Genehmigung der Protokolle durch den
Integrationsrat) laufend erganzt: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html
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1.344 Kontakte erfasst werden; mehr als im gesamten Vorjahreszeitraum. Diese Entwicklung un-
terstreicht sowohl die Bedeutung und Attraktivitat des Beratungsangebots von FiBA+ als auch die
anhaltend hohe Nachfrage nach der Geschéftsstelle als Anlauf- und Vernetzungsstelle.

1.4.3 Gremiensitzungen

2023 41
2024 36
2025 58

2026 25 (bis inkl. August)

Im Jahr 2025 fanden insgesamt 58 Sitzungen statt. Bis Ende August 2026 waren es 25 Sitzungen
des Gesamtgremiums (Vollversammlungen), der Vorstande und Arbeitsausschisse sowie einzelne
Sonderformate. Der Rickgang entspricht zunachst einem wiederkehrenden Rhythmus der Gremi-
enarbeit: Auf die turnusgemafRe Neuwahl des Vorstands folgt regelmafig ein besonders arbeitsin-
tensives Jahr, in dem der neu gewahlte Vorstand sein unmittelbares Arbeitsprogramm auf den Weg
bringt und zahlreiche Vorhaben in den Arbeitsausschissen behandelt werden. Im zweiten Jahr
nach der Vorstandswahl 1asst die Sitzungstatigkeit erfahrungsgemaf etwas nach, weil ein wesent-
licher Teil dieser Vorhaben zunachst abgearbeitet ist. Im Jahr 2026 wurde dieser turnusbedingte
Effekt durch mehrere Sonderfaktoren verstarkt. Wie bereits bei friheren Kommunalwahlen kandi-
dierten zahlreiche Mitglieder des Integrationsrates selbst flr den Stadtrat und konzentrierten sich
in den ersten Monaten des Jahres verstarkt auf den Wahlkampf. Zugleich war von Anfang Dezem-
ber 2025 bis zur Oberburgermeister-Stichwahl am 22. Marz 2026 durchgehend mindestens ein
Mitarbeitender der Geschéftsstelle zur Einteilung der Wahlvorstande an das Wahlamt abgeordnet.
Dadurch standen der Geschéftsstelle voribergehend geringere personelle Kapazitaten fur die Vor-
bereitung und Begleitung der Gremienarbeit zur Verfligung.

1.4.4 Antrdge des Integrationsrates
2023 40

2024 16

2025 46 (davon 13 im Zeitraum September bis Jahresende)
2026 12 (bis inkl. August)

Nach 46 neuen Antragen im Jahr 2025 wurden bis Ende August 2026 zwolf neue Antrage einge-
bracht. Auch darin zeigt sich (auch im Vergleich mit den Jahren 2023/2024) der wiederkehrende
Zweijahresrhythmus der Gremienarbeit: Im ersten Jahr nach der Neuwahl des Vorstands werden
dessen Arbeitsschwerpunkte regelmafig in eine groliere Zahl neuer Antrage und Initiativen Gber-
fuhrt. Im darauffolgenden Jahr ist ein wesentlicher Teil dieses unmittelbaren Arbeitsprogramms be-
reits eingebracht und befindet sich in den Arbeitsausschissen oder anderen Gremien in der weite-
ren Beratung, sodass die Zahl neuer Antrage erfahrungsgemalf zurtickgeht. Dieses turnusbedingte
~Zwei-Jahres-Tief‘ wurde 2026 wie schon erlautert durch die Kommunalwahl zusatzlich verstarkt.
Hinzu kam die arbeitsintensive Gastgeberrolle des Integrationsrates beim AGABY-Vollversamm-
lungs-Wochenende am 13./14. Juni 2026.%2 Ihr vorgeschaltet war der vom Integrationsrat

8 AGABY steht fir die ,Arbeitsgemeinschaft der Auslander-, Migranten- und Integrationsbeiréte Bayems*,
zu deren Grindungsmitgliedern der Nurnberger Integrationsrat zahlt; siehe auch online unter:
https://www.agaby.de
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organisierte Fachtag am 13. Juni 2026 unter dem Titel ,Zukunft braucht Bildung®. Im Fruhjahr 2026
floss ein erheblicher Teil der verfigbaren ehrenamtlichen und hauptamtlichen Kapazitaten in die
inhaltliche und organisatorische Vorbereitung und Durchfihrung dieser Veranstaltungen.

Die thematische Verteilung der Antrage im Jahr 2026 zeigt, gleichwohl eine klare Schwerpunktset-
zung: Sechs der zwolf Antrage entfielen auf Bildung und Beruf, und zwar vor allem das Thema
Arbeitsmarktintegration Zugewanderter, das sich der Rat schon seit [angerem zum Arbeitsschwer-
punkt gewahlt hat. Drei weitere betrafen Flucht, Migration und Menschenrechte. Je ein Antrag war
den Bereichen Formelles, Soziales und Gesundheit sowie Offentlichkeitsarbeit und AuRendarstel-
lung zuzuordnen.

Nach Themenbereichen:

2023 | 2024 2025 (in 2026 (bis
Klammern: inkl. Au-
ab Septem- gust)
ber)
Konstituierung und Formelles 10 1 3 1
Bildung und Beruf 9 3 9(4) 6
Soziales und Gesundheit 9 3 22 (7) 1
Flucht, Migration und Menschenrechte 4 6 5 3
Offentlichkeitsarbeit und AuRendarstellung 7 1 4 (1) 1
Sonstiges 1 2 3(1) 0

Bei den Werten fiir 2025 in der thematischen Ubersicht sind neben dem Stand zum Jahresende in
Klammern auch die zusatzlichen Antrage nach dem Stichtag des Vorjahresberichts (also ab Sep-
tember 2025) aufgeflihrt. Der Gesamtjahreswert fur 2025 betragt 46 Antrage. Fur 2026 beziehen
sich sowohl Gesamtzahl als auch thematische Aufschlisselung auf den Stand bis einschlie3lich
August.

1.4.5 Beschliisse des Integrationsrates

2023 27 (davon viele Formalia zu Beginn der Wahlperiode)
2024 9

2025 10

2026 8 (bis inkl. August)

Der Ruckgang bei den neuen Antragen im laufenden Jahr flhrte nicht zu einem entsprechenden
Rickgang der Beschlisse. Nach zehn Beschlissen im Jahr 2025 fasste der Integrationsrat bis
Ende August 2026 bereits acht Beschlusse. Mehrere dieser Themen waren schon in den Vorjahren
eingebracht worden und hatten zunachst Beratungen in den Arbeitsausschissen, Rickfragen an
die Verwaltung oder weitere Abstimmungen durchlaufen. Die Zahlen zeigen daher, dass der Rat
auch unter den besonderen Rahmenbedingungen des Jahres 2026 seine laufenden Vorhaben kon-
sequent weiterbearbeitete.
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2. Arbeitsschwerpunkte von September 2025 bis August 2026

Im Berichtszeitraum bearbeitete der Integrationsrat ein breites Spektrum von Themen. Neben den
Schwerpunkten Bildung, Spracherwerb, berufliche Integration und Antidiskriminierung traten insbe-
sondere im Herbst 2025 zahlreiche Antrage zu sozialer Teilhabe, Kinder- und Jugendschutz, Woh-
nen und zum respektvollen Zusammenleben hinzu. Ein Teil dieser Vorschlage befindet sich zum
Ende des Berichtszeitraums noch in der fachlichen Prifung oder im Beratungsprozess der zustan-
digen Arbeitsausschuisse. Die geringere Zahl neuer Antrage im Jahr 2026 ist daher nicht als Rick-
gang der inhaltlichen Arbeit zu verstehen.

2.1 Bildung, Sprachférderung und Zugang zum Arbeitsmarkt

Ein Schwerpunkt der Arbeit lag auf den Folgen der Kirzungen bei bundesgeférderten Integrations-
und Berufssprachkursen, die hier vor Ort in NUrnberg u.a. durch einen starken Anstieg der Nach-
frage nach den vom Integrationsrat verwalteten Zuschussmitteln fir niedrigschwellige Deutsch-
kurse sichtbar wurden. Der Integrationsrat befasste sich mit einer eigenen Stellungnahme gegen
die Einschrankungen und forderte eine verlassliche Finanzierung. Zugleich regte er einen kommu-
nalen Fahrplan an, mit dem weggefallene oder eingeschrankte Mdglichkeiten des Deutscherwerbs
zumindest Ubergangsweise teilweise kompensiert werden kénnen. Als Grundlage soll das bereits
seinerzeit vom Integrationsrat mit-initiierte Kommunale Programm Deutschspracherwerb geprift
und an die veranderten Bedarfe angepasst werden.

Die berufliche Integration wurde mit dem Vorschlag fir ein kommunales Pilotprojekt zum verein-
fachten Zugang zu beruflicher Praxis weiterverfolgt. Aufbauend auf der Ideenwerkstatt zur berufli-
chen Integration und den Aktionstagen Weiterbildung sollen Zugewanderte schon wahrend des
Spracherwerbs durch Hospitationen, Kurzpraktika oder andere Erprobungsformate Praxiserfah-
rung sammeln kénnen. Das Bildungsburo soll die Konzeptentwicklung federfuhrend Ubernehmen
und Unternehmen frihzeitig und verbindlich einbeziehen; entsprechende Mdglichkeiten werden
derzeit gemeinsam mit strategischen Partnern wie dem BAMF, der Agentur fur Arbeit, dem Jobcen-
ter sowie IHK und HWK geprift und erarbeitet. Im Zuge der engen Zusammenarbeit mit diesen
Partnern erfolgt auch eine Teilnahme des Integrationsrates am ersten ,International Community
Day Mittelfranken® (ICD) am 10.10.2026.

Um Menschen mit Zuwanderungsgeschichte den Zugang zum Arbeitsmarkt und insbesondere zu
Beschaftigungsmoglichkeiten bei der Stadtverwaltung zu erleichtern, fuhrte der Integrationsrat im
Berichtszeitraum ein Pilotprojekt durch. Finf zugewanderte Personen im Alter von 25 bis 53 Jahren
aus Afghanistan, Ecuador, Rumanien, der Turkei und der Ukraine erhielten die Gelegenheit, jeweils
ein zweiwdchiges Praktikum in der Geschéaftsstelle des Integrationsrates zu absolvieren. lhre
Deutschkenntnisse lagen zwischen den Sprachniveaus A1 und B2. Der Verlauf und der individuelle
Erfolg der Praktika hingen mafgeblich von den jeweiligen Vorkenntnissen und insbesondere von
bereits vorhandenen Erfahrungen in Buroberufen ab. Die Ergebnisse reichten von einem vorzeiti-
gen Abbruch bis zu einer sehr guten abschlieRenden Bewertung. Zwei besonders gut bewertete
Teilnehmende wurden wahrend ihres Praktikums auf fir sie geeignete Ausbildungsplatze bei der
Stadt NUrnberg mit Ausbildungsbeginn zum 1. September 2027 aufmerksam und beabsichtigen,
sich darauf zu bewerben. Aufgrund der geringen Zahl der Teilnehmenden lassen sich aus dem
Pilotprojekt noch keine verallgemeinerbaren Schlussfolgerungen ziehen. Die gewonnenen Erfah-
rungen sprechen jedoch grundsatzlich fur eine FortfUhrung beziehungsweise Wiederholung des
Ansatzes. In Dienststellen, deren Tatigkeiten weniger stark von schriftlicher und mundlicher
Sprachkompetenz gepragt sind als die Arbeit der Geschéaftsstelle des Integrationsrates, kdnnte die
Erfolgsquote voraussichtlich noch héher ausfallen.

Mehrere Antrage aus dem Herbst 2025 erweiterten diesen Schwerpunkt noch. So wurde angeregt,
Lehrkrafte aus Herkunftslandern, die in NlUrnberg muttersprachlichen Unterricht anbieten, insbe-
sondere bei der Wohnungssuche, bei Behdérdengangen und bei der Orientierung in der Stadt zu

6

12



unterstitzen. Damit sollte die personelle Kontinuitat dieser Bildungsangebote gesichert und zu-
gleich die Bedeutung von Mehrsprachigkeit und Herkunftssprachen hervorgehoben werden.

Ein weiterer Antrag schlug ein optimierte Ruckmeldeverfahren fur Lehrkrafte und Schulleitungen
vor. Eltern sowie Schulerinnen und Schiler sollten dadurch niedrigschwellig Rickmeldungen zur
Unterrichtsqualitadt und zum Schulklima geben kénnen. Der Vorschlag zielte insbesondere darauf,
Familien mit Sprachbarrieren oder geringer Erfahrung mit dem deutschen Schulsystem besser an
schulischen Qualitatsprozessen zu beteiligen.

Auch der Zugang zu schulischen Bildungsangeboten war Gegenstand eines Antrags. Nach Ruck-
meldungen orthodoxer Familien setzte sich der Integrationsrat daflr ein, bei der Schulanmeldung
deutlicher Uber die bereits bestehende Mdglichkeit orthodoxen und sonstigen konfessionellen Re-
ligionsunterrichts zu informieren. Vorgeschlagen wurde eine Erweiterung des Anmeldebogens,
mehrsprachige Hinweise und die Prufung schultubergreifender Angebote, wenn die erforderliche
Mindestzahl an Schulerinnen und Schulern an einer einzelnen Schule nicht erreicht wird.

Mit dem Fachtag ,Zukunft braucht Bildung“ am 13. Juni 2026 bindelte der Integrationsrat viele
dieser und ahnlicher Fragen in einem landesweiten fachlichen Austausch. Die am Folgetag in Nurn-
berg ausgerichtete AGABY-Vollversammlung gab den kommunalen Integrationsraten und -beiraten
aus Bayern zugleich Raum flir Vernetzung und gemeinsame Positionierung.

2.2 Soziale Teilhabe, Wohnen und Existenzsicherung

Die angespannte Situation auf dem Nirnberger Wohnungsmarkt wurde in einem Antrag zum Aus-
bau des kommunalen Wohnungsbaus aufgegriffen. Vorgeschlagen wurden der Neubau, die Sanie-
rung und der Erwerb stadtischer Wohnungen, sozial ausgewogene Vergabekriterien sowie die Pri-
fung langfristig bezahlbarer Miet- und Mietkaufmodelle. Der Antrag stellte dabei die besonderen
Schwierigkeiten einkommensschwacher Haushalte und von Menschen mit Migrationsgeschichte
bei der Wohnungssuche heraus.

Ein weiterer Vorschlag betraf Menschen ohne festen Wohnsitz, die eine Beschaftigung aufnehmen
oder eine konkrete Arbeitszusage erhalten haben. Fir sie sollte ein einfaches Verfahren zur Ein-
richtung einer verlasslichen Postadresse gepruft werden. Eine solche Adresse kann den Abschluss
und die Abwicklung eines Beschaftigungsverhaltnisses, den Zugang zu einem Bankkonto und einer
Krankenversicherung sowie die weitere Wohnungssuche wesentlich erleichtern.

Beide Antrage befinden sich, wie viele andere hier kursorisch kurz beschriebene, noch im vertie-
fenden gremieninternen Beratungsverfahren. Ihre Darstellung an dieser Stelle dient dazu, einen
méglichst vollstandigen Uberblick tiber die Téatigkeitsfelder der Integrationsratsarbeit zu gewahr-
leisten.

2.3 Schutz und Unterstiitzung von Kindern, Jugendlichen und Familien

Mehrere Antrage aus dem Herbst 2025 nahmen die Situation besonders schutzbedirftiger Kinder
und Jugendlicher in den Blick. Flr das Projekt ,Fllchtlingskinder starken“ von IMEDANA e. V. wurde
eine kurzfristige kommunale Unterstitzung angeregt, die der Integrationsrat selbst als Institution
leider nicht leisten kann. Das Projekt verbindet padagogische Begleitung, psychosoziale Stabilisie-
rung und Empowerment fur gefliichtete Kinder, die haufig zugleich von Fluchterfahrungen und Bil-
dungsbenachteiligungen betroffen sind.

Daneben wurde die Unterstitzung und der Ausbau der geschlechtersensiblen Beratung des Jun-
genburos Nurnberg fur unbegleitete minderjahrige Gefllichtete beantragt. Zusatzliche personelle
und sachliche Ressourcen sowie niedrigschwellige digitale Zugange sollten dazu beitragen, Jun-
gen und junge Manner mit Flucht-, Gewalt- oder Isolationserfahrungen frihzeitig zu erreichen und
psychischen Krisen, Ausgrenzung und Gewalt vorzubeugen.
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Ein weiterer Antrag griff den bereits friher behandelten Bedarf unabhangiger ombudschaftlicher
Beratung in der Kinder- und Jugendhilfe erneut auf. Gefordert wurden eine unabhangige Ombuds-
stelle und eine kommunale Ansprechperson mit besonderer Sensibilitat fir Kinder und Familien mit
Zuwanderungsgeschichte. Wegen der gesetzlichen Zustandigkeiten, der Anforderungen an Unab-
hangigkeit und Datenschutz sowie der bertUhrten Personlichkeitsrechte erfordert dieser Vorschlag
eine besonders sorgfaltige fachliche und rechtliche Prifung.

Ebenfalls zur Beratung gestellt wurde ein sehr spezifischer Antrag zu moéglichen Wechselwirkungen
zwischen familiengerichtlichen Entscheidungen, Jugendhilfe und sicherheitspolitischen Krisensze-
narien. Die Behandlung macht eine klare Trennung zwischen kommunalen Aufgaben des Kinder-
schutzes, der richterlichen Unabhangigkeit in familiengerichtlichen Verfahren und bundespoliti-
schen Zustandigkeiten erforderlich.

Im Bereich der sozialen Infrastruktur befasste sich der Integrationsrat auflerdem anlasslich des
diesjahrigen Hitze-Sommers sehr konkret mit einer Anregung fur zusatzliche Hitzeschutzmalinah-
men am Anton-Mduller-Platz in der Sldstadt. Vorgeschlagen wurden ein Trinkwasserbrunnen und
eine Wassernebelanlage, insbesondere mit Blick auf Kinder und Jugendliche, die den Park fur Frei-
zeit und aulerschulische Bildung nutzen. Das Thema verbindet Gesundheitsvorsorge, Klimaan-
passung und die niedrigschwellige Nutzbarkeit 6ffentlicher Raume.

2.4 Zugang zu Verwaltung, Beratung und Rechten

Die Erreichbarkeit des Amtes flr Migration und Integration beschaftigte den Rat aufgrund zahlrei-
cher Ruckmeldungen aus der Bevolkerung. Ein Antrag forderte fur alle stadtischen Geschaftsbe-
reiche mindestens ein verlassliches Online-Kontaktformular. Fir das Amt fir Migration und Integra-
tion wurden ein niedrigschwelliger direkter Kontaktweg nach dem Vorbild des Einblrgerungsbe-
reichs und eine personelle Starkung des Kundenmanagements angeregt. Die Verwaltung solle Gber
Prufung und Umsetzung in der Kommission fuir Integration berichten.

Mit Blick auf die angekindigte Streichung der Bundesforderung fur die unabhangige Asylverfah-
rensberatung ab 2027 setzte sich der Integrationsrat auf Uberdrtlicher Ebene fur den Erhalt dieser
Beratungsstruktur ein. Aus Sicht des Rates tragen unabhangige Beratungsstellen zu rechtssiche-
ren und zlgigen Verfahren bei und sind besonders fur vulnerable Schutzsuchende von grof3er Be-
deutung. Ein Wegfall wirde nicht nur die Betroffenen, sondern auch kommunale Beratungsstellen
und Behorden zusatzlich belasten.

2.5 Antidiskriminierung, Chancengerechtigkeit und respektvolles Zusammenleben

Mit einem Antrag auf Einfuhrung anonymisierter Bewerbungsverfahren wurde das Thema der
Chancengleichheit im stadtischen Einstellungsprozess aufgegriffen. Die Verwaltung solle die recht-
lichen und organisatorischen Voraussetzungen sowie ein Pilotprojekt prufen, bei dem in der ersten
Auswahlphase persdnliche Merkmale wie Name, Herkunft, Alter oder Familienstand ausgeblendet
werden. Erganzend wurde angeregt zu prifen, ob Bewerbende mit Migrationsgeschichte auf eige-
nen Wunsch eine Vertretung des Integrationsrates oder seiner Geschéaftsstelle zu Vorstellungsge-
sprachen hinzuziehen kénnen.

Der Integrationsrat griff zugleich die Verantwortung der Stadt als Arbeitgeberin auf. Ein Antrag zielte
auf verbindliche Schulungen fur Flhrungskrafte und Beschaftigte in verantwortungsvollen Positio-
nen zu Rassismus, Diskriminierung, interkultureller Kompetenz, religiéser Vielfalt und respektvol-
lem Umgang. Ausdrucklich einbezogen werden sollen auch rassistische oder diskriminierende
Witze, stereotype Bemerkungen und vermeintlich humorvolle AuRerungen. Erganzend wurden re-
gelmanige Fortbildungen sowie vertrauliche und niedrigschwellige Meldewege flr Beschaftigte an-
geregt.
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DarUber hinaus wurde beantragt, die Alltagsexpertise des Integrationsrates starker in die Arbeit der
stadtischen Antidiskriminierungsstelle mit einzubeziehen. Die Erfahrungen aus der Zusammenar-
beit mit migrantischen Communities sollen so unmittelbarer in die Beratung und Beurteilung von
Diskriminierungsfallen einflieRen. Der Vorschlag verbindet die fachliche Perspektive des Integrati-
onsrates mit dem Ziel, das Vertrauen der Betroffenen in die stadtischen Verfahren zu starken.

Mit einer Werbekampagne gegen Rassismus und Diskriminierung sollte die Haltung des Integrati-
onsrates auch im offentlichen Raum sichtbar werden. Vorgeschlagen wurden positive Botschaften
an Orten wie Haltestellen, Schulen und Kulturzentren sowie eine begleitende Kommunikation tber
soziale Medien. Der Antrag verband Offentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, pauschalisierenden Darstel-
lungen von Menschen mit Migrationsgeschichte entgegenzutreten und ihren Beitrag zum gesell-
schaftlichen Leben sichtbar zu machen.

Weitere Antrage aus dem Herbst 2025 befassten sich mit Regeln fur ein respektvolles und sicheres
Miteinander. So wurden rechtliche Konsequenzen bei Beleidigungen von Beschéaftigten des offent-
lichen Dienstes sowie Einschrankungen von Videogesprachen in Bussen und Bahnen zum Schutz
der Privatsphare unbeteiligter Fahrgaste angeregt. Beide Vorschlage machten eine Prufung der
bestehenden straf-, ordnungs-, datenschutz- und beférderungsrechtlichen Regelungen sowie der
jeweiligen Zustandigkeiten erforderlich.

2.6 Innere Organisation, Offentlichkeitsarbeit und soziokulturelle Prisenz

Nach dem Ricktritt des langjahrigen Integrationsrats-Sachverstandigen Bernhard Jehle aus per-
sonlichen Grunden wurde die Nachbesetzung der vakanten Position in die Wege geleitet. Vorge-
schlagen und gewahlt wurde Sandra Schafer vom Nuarnberger Lehrer- und Lehrerinnenverein, die
mit ihrem fachlich-beruflichen Profil die schulische und padagogische Expertise im Integrationsrat
starken kann.

Neben der politischen Gremienarbeit setzte der Integrationsrat im Berichtszeitraum weiterhin auf
eine breite Prasenz im gesellschaftlichen und kulturellen Leben der Stadt. Mit eigenen Veranstal-
tungen, Dialogformaten, praktischen Aktionen und der Teilnahme an Stadtteilfesten machte er
seine Arbeit sichtbar, ertffnete niedrigschwellige Begegnungsmaglichkeiten und suchte den unmit-
telbaren Austausch mit Vereinen, Initiativen sowie den Blrgerinnen und Burgern.

Den Auftakt bildete der Interkulturelle Empfang am 19. September 2025 im Kulturzentrum ,Sid-
punkt®. Im feierlichen Rahmen wurde der Interkulturelle Preis 2025 an die Initiative Schwarzer Men-
schen in Deutschland - Nirnberg e. V. verliehen und damit deren langjahriges Engagement gegen
Rassismus sowie fur Empowerment, gesellschaftliche Sichtbarkeit und ein gleichberechtigtes Zu-
sammenleben gewurdigt. Zugleich bot der Empfang den Gasten aus Politik, Verwaltung und Zivil-
gesellschaft Gelegenheit zur Begegnung und Vernetzung.

Mit der Mullsammelaktion ,Kehrd werd“ am 18. Oktober 2025 zeigte der Integrationsrat, nach einer
entsprechenden mehrsprachigen Serie kurzer Videos in den sozialen Medien mit Aufrufen zum
Sauberhalten der Stadt, auch im 6ffentlichen Raum praktische Verantwortung fir das gemeinsame
Lebensumfeld. Die Aktion in der Nirnberger Stdstadt verband den Einsatz fiir ein sauberes Quar-
tier mit einer sichtbaren Prasenz des Gremiums und informellen Gesprachen mit den Menschen
vor Ort.

Unter dem Motto ,Zuhdren - Austauschen - Mitgestalten!“ lud der Integrationsrat am 14. November
2025 Vertreterinnen und Vertreter interkultureller Vereine zu einem Dialogabend ein. Im Gesprach,
an dem auch Oberburgermeister Marcus Konig teilnahm, ging es um bestehende Beteiligungsmog-
lichkeiten, noch vorhandene Zugangsbarrieren und die Frage, wie interkulturelle Vereine und mig-
rantische Organisationen starker in kommunale Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse
einbezogen werden kénnen. Dazu soll es ab dem Herbst 2026, wenn die Blrgerversammlungen in
den verschiedenen Nurnberger Stadtteilen wieder anlaufen, auch eine verstarkte, unterstitzende
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Prasenz des Integrationsrates dort geben, um Nurnbergerinnen und Numberger mit Zuwande-
rungsgeschichte beim Einbringen ihrer Anliegen zu unterstitzen.

Anlasslich der Internationalen Wochen gegen Rassismus veranstaltete der Integrationsrat am 26.
Marz 2026 im Nachbarschaftshaus Gostenhof die Podiumsdiskussion ,Rassismus die Rote Karte
zeigen! Wie viel Diskriminierung steckt im Sport?“. Mit Vertreterinnen und Vertretern aus dem Profi-
und Amateurfu3ball, dem stadtischen SportService und weiteren Sportorganisationen wurden of-
fene und weniger sichtbare Formen von Diskriminierung, Erfahrungen Betroffener sowie vorhan-
dene Melde-, Praventions- und Unterstitzungsstrukturen diskutiert.

Einen besonderen Schwerpunkt in diesem Berichtszeitraum bildete das schon mehrfach erwahnte,
vom Integrationsrat gemeinsam mit der Arbeitsgemeinschaft der Auslander-, Migranten- und Integ-
rationsbeirate Bayerns ausgerichtete Vollversammlungs- und Fachtags Wochenende am 13. und
14. Juni 2026. Der landesweite Fachtag im Gemeinschaftshaus Langwasser stand unter dem Titel
»<Zukunft braucht Bildung: diskriminierungsfrei und vielfaltig - gerechte Chancen fur alle!” und
brachte Mitglieder kommunaler Integrationsgremien, Fachleute und weitere Akteurinnen und Ak-
teure aus ganz Bayern miteinander ins Gesprach.

Nach einem Fachvortrag von Prof. Dr. Karim Fereidooni zur rassismuskritischen Arbeit in Instituti-
onen wurden auf einem Podium und in mehreren Arbeitsgruppen unterschiedliche Aspekte gerech-
ter Bildungs- und Teilhabechancen behandelt. Das Spektrum reichte vom Umgang mit Antisemitis-
mus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit Uber die Starkung von Eltern und Familien bis
zu beruflicher Integration (maf3geblich vorgestellt durch das vom Integrationsrat getragene Projekt
FiBA+), inklusiven Schulkonzepten und einer rassismuskritischen Betrachtung von Unterrichtsma-
terialien. Der Fachtag verband damit wissenschaftliche Impulse, praktische Erfahrungen und die
Entwicklung konkreter Handlungsmaoglichkeiten.

Am Folgetag fand in Nurnberg die AGABY-Vollversammlung statt. Die Delegierten der kommunalen
Integrationsrate und -beirate berieten Uber die Arbeit des Landesverbandes, aktuelle integrations-
politische Herausforderungen und die kiinftige gemeinsame Interessenvertretung. Mit der Uber-
nahme der Gastgeberrolle unterstrich der Nirnberger Integrationsrat seine aktive Einbindung in die
landesweite Vernetzung. Die inhaltliche und organisatorische Vorbereitung des Wochenendes
stellte zugleich einen der arbeitsintensivsten Schwerpunkte des Jahres dar.

Daruber hinaus war der Integrationsrat wie ublich auf Stadtteil- und Stral3enfesten prasent. Beson-
ders hervorzuheben ist die mehrtagige Teilnahme am Sidstadtfest, das der Vorsitzende des Integ-
rationsrates mit einem Grufdwort und dem Anstechen des ersten Fasses mit eroffnen durfte. Die
Prasenz mit Infostdnden bei solchen Festen ermoglicht zahlreiche unmittelbare Gesprache und
macht die Arbeit des Rates auch aufRerhalb formeller Veranstaltungen bekannt.

Zum Abschluss des Berichtszeitraums fand in kleinem Rahmen ein Sommerfest des Integrations-
rates am 21. Juli 2026 im Garten des Nachbarschaftshauses Gostenhof statt. Im Mittelpunkt stand
das personliche Kennenlernen der neuen Mitglieder der Kommission flr Integration sowie der in-
formelle Austausch Uber die kinftige Zusammenarbeit zwischen Integrationsrat, Kommission und
Verwaltung.

Die unterschiedlichen Formate zeigen, dass Offentlichkeitsarbeit fiir den Integrationsrat nicht allein
in der Information Uber seine Gremienarbeit besteht. Durch kulturelle Veranstaltungen, politische
Dialoge, praktische Aktionen und eine kontinuierliche Prasenz in den Stadtteilen schafft er Begeg-
nungsraume, knupft neue Kontakte und macht gesellschaftliche Vielfalt als selbstverstandlichen
Bestandteil des Nurnberger Stadtlebens sichtbar.

3. Fazit

Der diesjahrige Berichtszeitraum war durch besondere dufiere Rahmenbedingungen gepragt. Ne-
ben der regelmaflig zu beobachtenden Fluktuation des in Zahlen messbaren Outputs der
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Integrationsratsarbeit (Antrags- und Sitzungszahlen) band zuséatzlich die Kommunalwahl zeitweise
viele ehrenamtliche Mitglieder in ihrer Freizeit als selbst Kandidierende und verringerte durch die
Abordnung von Beschaftigten an das Wahlamt zugleich die personellen Moglichkeiten der Ge-
schéftsstelle. Parallel erforderte die Gastgeberrolle fir den AGABY-Fachtag und die Vollversamm-
lung umfangreiche Vorbereitung. Dies erklart den Rickgang bei Sitzungen und neuen Antragen im
Jahr 2026.

Die Zahl der BeschlUsse blieb im Verhaltnis dazu hoch. Acht Beschlisse bis Ende August 2026
zeigen, dass der Integrationsrat auch Vorhaben weiterflhrte, die bereits in den Vorjahren angesto-
Ren worden waren und langere Beratungswege durchliefen. Gleichzeitig stieg die Zahl der Kon-
takte nach der Wiederbesetzung der FiBA+-Stelle deutlich und erreichte bereits bis Ende August
2026 einen héheren Wert als im gesamten Jahr 2025.

Inhaltlich standen Bildung, Sprachférderung und berufliche Praxis weiterhin im Vordergrund. Die
im Herbst 2025 eingebrachten Antrage erweiterten das Arbeitsprogramm zugleich um Fragen des
Kinder- und Jugendschutzes, der sozialen Teilhabe, des Wohnens, der Chancengerechtigkeit und
des respektvollen Zusammenlebens. Mit seinen offentlichen Veranstaltungen und seiner Prasenz
in den Stadtteilen nahm der Integrationsrat dariber hinaus seine Rolle als Ansprechpartner, gesell-
schaftlicher Vermittler und Vernetzungsstelle sichtbar wahr und méchte dies durch bereits in Vor-
bereitung befindliche neue Formate weiter intensivieren.
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Berichtsvorlage

Ref.V/012/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Kommission fiir Integration 15.10.2026 offentlich Bericht
Betreff:

Sachstand Beratungs- und Integrationsrichtlinie IV (2027 - 2029) - miindlicher Bericht

Bericht:

Mit der Beratungs- und Integrationsrichtlinie (BIR) férdert das Bayerische Staatsministerium
des Innern, flr Sport und Integration (StMI) seit 2018 MalRnahmen zur Férderung der
Integration von dauerhaft bleibeberechtigten Menschen mit Migrationsgeschichte und zur
Unterstitzung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern.

Die BIR enthalt mehrere Férdermoglichkeiten:

* Fluchtlings- und Integrationsberatung (FIB): u.a. fur die soziale Beratung und Betreuung von
Gefllchteten in Unterbringung

* Hauptamtliche Integrationslotsinnen und Integrationslosten: Ehrenamtsmanagement im
Bereich Asyl und Integration

* Besondere MalRnahmen: MalRnahmen zur Starkung des Integrationsprozesses

Die BIR beinhaltet die Mdglichkeit einer koordinierenden Funktion der Kommune, welche durch
das Referat fir Jugend, Familie, Senioren und Soziales wahrgenommen wird.

Die aktuelle Forderrichtlinie (BIR 1Il) mit Beginn 01.01.2024 tritt am 31.12.2026 auf3er Kraft und
wird ab dem 01.01.2027 fUr drei weitere Haushaltsjahre (2027 — 2029) in einer
weiterentwickelten Fassung verlangert (BIR V). Die BIR IV liegt derzeit in einer
Entwurfsfassung vor. Es wird mit einer Verdffentlichung im September gerechnet.

Vor dem Hintergrund der Haushaltskonsolidierung seitens des Freistaats Bayern sind laut StMI
auch Einsparungen im Integrationsbereich erforderlich. Dies bedeutet fur die BIR IV Kurzungen
bei der Anzahl der forderfahigen FIB-Stellen, bei der Forderung fur die Integrationslotsinnen
und -lotsen sowie bei der Férderung der besonderen MalRnahmen.

Dies geht mit Auswirkungen auf die Antragsstellenden (Trager der freien Wohlfahrtspflege
sowie die Stadt Nurnberg) sowie auf die Ausgestaltung der Beratungsstruktur in Nirnberg und
auf die Férderung von Integrationsprozessen von Menschen mit Zuwanderungs- und
Fluchtgeschichte einher.

Aufgrund der derzeit bestehenden Unklarheiten infolge der noch nicht veréffentlichten
Foérderrichtlinie erfolgt ein mindlicher Sachstandsbericht. Dabei sollen die wesentlichen
Neuerungen der Fdrderrichtlinie sowie die daraus resultierenden Auswirkungen dargestellt
werden.

Bezug zum Orientierungsrahmen fur die Jugend-, Familien-, Senior*innen-, Bildungs- und
Sozialpolitik in Ntrnberg:

Leitlinie 1: Gesellschaftliche Vielfalt gemeinsam leben

Leitlinie 5: Beschaftigung ermdglichen

Leitlinie 6: Perspektiven nach Flucht und Neuzuwanderung eréffnen

Leitlinie 7: Armut bekampfen, Teilhabe verwirklichen

Leitlinie 9: Stadtentwicklung, Wohnen und Nachbarschaft sozial gestalten

Leitlinie 10: Burgerschaftliches Engagement aktivieren und wurdigen
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1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

[] Nein (— weiter bei 2.)
X Ja

X] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [] nurflr einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. Il / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

[] Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:
Die Haushaltsanmeldungen 2027 sind bei Stk bekannt.

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
[l Nein (— weiterbei 3.)
X Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

X] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4
19



Stadt Nurnberg Berichtsvorlage Ref.VV/012/2026

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

[]1 Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja Die dargestellten Malknahmen flr Menschen mit Zuwanderungsgeschichte,
insbesondere gefllichtete Personen, sichern die Versorgung und Integration
der betreffenden Personengruppe.

4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
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Beilage:
zur Sitzung des Sozialausschusses
am 22.10.2026

Bericht zum Riickbau der stadtischen Gemeinschaftsunterkiinfte und Ausgestaltung
der Fliichtlings- und Integrationsberatung in Niirnberg

Zur Unterbringungssituation von Geflichteten in Nurnberg wurde in der Vergangenheit mehr-
mals berichtet, zuletzt am 07.12.2023. Zum damaligen Zeitpunkt war noch eine erhebliche
Dynamik im Zugangs- und Unterbringungsgeschehen im Stadtgebiet zu verzeichnen. In den
Jahren 2024 und 2025 nahm die Zahl neu ankommender Gefllchteter aus unterschiedlichen
Herkunftslandern im Asylkontext sowie Gefllchteter im Zusammenhang mit dem Krieg in der
Ukraine kontinuierlich ab. Diese Tendenz setzt sich auch 2026 fort, wodurch eine Konsolidie-
rung der Asylunterkiinfte mdglich und auch erforderlich wird. Aufgrund des Riickgangs der
Zugangszahlen erfolgt nunmehr, verstarkt seit Sommer 2025, der Rickbau der Asylunter-
kinfte.

Die Aufgaben der Unterbringung von Asylbewerbenden liegt grundsatzlich im Verantwor-
tungsbereich des Freistaats Bayern." Fiir die Unterbringung der Asylbewerberinnen und
Asylbewerber gibt es dabei verschiedene Unterbringungsarten. Die Unterbringung erfolgt zu-
nachst in staatlichen Aufnahmeeinrichtungen, den sogenannten AnkER-Zentren, zur Regist-
rierung und Durchfuhrung des Asylverfahrens. Hier soll das gesamte Asylverfahren, ange-
fangen von der Einreise bis zu einer positiven Entscheidung Gber den Asylantrag oder der
Ausreise (einschlieRlich der Ruckfuhrung), durchgefiuhrt werden. Nach der Unterbringung in
einer ANKER-Einrichtung erfolgt eine Verteilung auf die Anschlussunterbringung gemaR ei-
nem landesgesetzlich festgelegten Verteilungsschliissel.? Die Gemeinschaftsunterkiinfte
(GU) werden durch die Regierung von Mittelfranken betrieben, wahrend die dezentrale Un-
terbringung den Kreisverwaltungsbehorden obliegt (,kommunale GU®).

Von der Erst- und Anschlussunterbringung zu unterscheiden ist die Unterbringung von hu-
manitaren Aufnahmen in Ubergangswohnheimen. Die Bereitstellung erfolgt durch die Regie-
rung von Mittelfranken. Die Ubergangswohnheime dienen diesen Personen als Erstunterbrin-
gung, bis sie eine eigene Wohnung finden. Auch die Unterbringung von unbegleiteten Min-
derjahrigen Auslanderinnen und Auslandern (UMA) ist aufgrund des besonderen Unterstit-
zungsbedarfs von der Erst- und Anschlussunterbringung zu unterscheiden. Fir die Unter-
bringung, Versorgung und Betreuung der UMA ist primar die Kinder- und Jugendhilfe und da-
mit die jeweilige Kommune zustandig. Eine Unterbringung erfolgt hierbei entweder in Clea-
ringstellen freier Trager oder in stadtischen Inobhutnahmestellen.

1 Die Unterbringung von Gefliichteten aus der Ukraine in Asylunterkiinften wird vom Freistaat Bayem

geduldet

2 Fir weitere Informationen siehe ,Bericht zur Entwicklung der stadtischen Gemeinschaftsunterkiinfte
in den Jahren 2014 bis 2023 und Ausgestaltung der Fliichtlings- und Integrationsberatung in Nim-
berg“ des Sozialamtes, Sozialausschuss 07.12.2023
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Die Kommunale Asylunterbringung, eine Abteilung des Sozialamtes der Stadt NUrnberg, ist
seit 2014 im Ubertragenen Wirkungskreis im Auftrag des Freistaates Bayern in der Unterbrin-
gung Gefllchteter im Rahmen der Anschlussunterbringung tatig. Daher gibt es im Stadtge-
biet sowohl sog. staatliche Gemeinschaftsunterkiinfte (GU), die von der Regierung von Mit-
telfranken betrieben werden, als auch stadtische Gemeinschaftsunterkiinfte.

Zahl der Unterkiinfte 2023 2024 2025 10/2026

stadt. GU 31 25 15 9

staatl. GU 18 22 21 18

Tabelle 1: Uberblick iiber die Unterkiinfte in Niirnberg; Quelle: Sozialamt der Stadt Niirnberg; eigene Darstellung

Mit dem vorliegenden Bericht informiert die Verwaltung Uber die Entwicklung des Rickbaus
der stadtischen Gemeinschaftsunterkinfte. Auf die staatlichen Gemeinschaftsunterkinfte
oder weitere Unterbringungsformen wird in dieser Vorlage im Folgenden nicht naher einge-
gangen.

1. Rickbau der kommunalen Gemeinschaftsunterkiinfte in Niirnberg

Zum Stand 31.08.2026 sind in den 10 stadtischen Gemeinschaftsunterkiinften 892 Personen
untergebracht, iberwiegend aus der Ukraine mit weitem Abstand gefolgt von Athiopien, Sy-
rien, Irak und Iran. Das Verhaltnis Asylsuchende zu Auszugsberechtigten betragt derzeit 26
Prozent zu 74 Prozent. Nach Abschluss des Asylverfahrens sind anerkannte bzw. bleibebe-
rechtigte Gefllchtete grundsatzlich berechtigt und verpflichtet, aus der Gemeinschaftsunter-
kunft in eigenen Wohnraum zu ziehen. Der Zugang zum privaten Wohnungsmarkt ist fir die
Zielgruppe jedoch haufig mit Hindernissen verbunden. Von den auszugsberechtigten Perso-
nen sind 67 % Gefllchtete aus der Ukraine und 33 % aus anderen Herkunftslandern.

Die Zugangszahlen im Bereich Asyl sind seit Anfang 2025 bayernweit deutlich zurtickgegan-
gen, sodass eine weitgehende Konsolidierung der Unterkunftskapazitaten seitens des Baye-
rischen Staatsministerium des Innern, fur Sport und Integration vorgegeben wird. Vor diesem
Hintergrund wird seit Anfang 2025 auch ein Riickbau der stadtischen Gemeinschaftsunter-
kinfte durch die Regierung von Mittelfranken angestrebt. Der Abschluss neuer Vertrage ist
nicht mehr gestattet. Die Verlangerung bestehender Vertrage wird nur in begrundeten Aus-
nahmefallen zur Uberbriickung von Engpéassen im Rahmen des Riickbauprozesses ermdg-
licht.

Grundsatzlich ist die Stadt Nurnberg laut den Vorgaben der Verordnung zur Durchflihrung
des Asylgesetzes, des Asylbewerberleistungsgesetzes, des Aufnahmegesetzes und des §
12a des Aufenthaltsgesetzes - (Asyldurchfuhrungsverordnung — DVAsyl) verpflichtet, 29,2 %
der in den Regierungsbezirk Mittelfranken zugewiesenen Gefllchteten aufzunehmen (Soll-
quote). Die Quote der im Stadtgebiet Nirnberg aufgenommenen Gefllichteten wird seit 2016
kontinuierlich tibererfiillt. Zum 05.08.2026 lag die Ubererfillung der Sollquote fiir Niirnberg
bei 144,66 %. Seitens der Regierung von Mittelfranken soll der Abbau von Kapazitaten vor-
rangig bei Uberquotalen Kreisverwaltungsbehdrden erfolgen, um eine Quotengerechtigkeit
bei der Unterbringung von Gefluchteten sowie weitere Kostensenkungen im Rahmen des
Konsolidierungsprozesses zu erreichen.



So wurden seit Anfang 2025 bis 30.09.2026 insgesamt 16 stadtische Asylunterklnfte mit ei-
ner Kapazitat von tUber 1.000 Platzen geschlossen. Vor dem Hintergrund, dass die Regie-
rung von Mittelfranken seit 2023 in Nurnberg eigene Schutzunterklnfte fur Personen aus
dem Kreis der LGBTIQ*-Community betreibt, wurden auch die beiden stadtischen Schutzun-
terklnfte fur diesen Personenkreis Anfang 2026 geschlossen.

Bis Ende 2026 erfolgt die Schlielung einer weiteren stadtischen Gemeinschaftsunterkunft
mit einer Kapazitat von uber 500 Platzen.

Da in den verbliebenen stadtischen Gemeinschaftsunterkiinften keine ausreichenden Kapa-
zitdten mehr vorhanden sind, um die von den SchlieBungen betroffenen Personen unterzu-
bringen, wird ein groRer Teil der Bewohnerinnen und Bewohner von der Regierung von Mit-
telfranken in staatliche Gemeinschaftsunterkiinfte in ganz Mittelfranken verteilt. Dabei wer-
den soziale Belange, wie z.B. bestehende Arbeitsverhaltnisse nach Mdglichkeit berlcksich-
tigt.

Aufgrund der ricklaufigen Zugangszahlen im Bereich Asylunterbringung wurden die Kapazi-
taten auch in der Abteilung Kommunale Asylunterbringung entsprechend angepasst und ein
Teil des Personals in anderen Arbeitsbereichen eingesetzt. Auch fiur die kommenden Jahre
wird, soweit absehbar, der Rickbau fortgefiihrt. Nach aktuellem Stand wird die letzte stadti-
sche Gemeinschaftsunterkunft zum 31.12.2029 schlief3en.

Der Ruckbau der kommunalen Asylunterbringung stellt zugleich eine Haushaltskonsolidie-
rungsmaflnahme aus dem Mallnhahmenpaket zum Haushalt 2026 dar. Die Kosteneinsparung
ergibt sich hier allein aus dem Ruickbau der Abteilung Kommunale Asylunterbringung
(SHA/3-4) im Bereich der Personal- und Verwaltungskosten und tritt sukzessive, entspre-
chend dem Vertragsauslauf der verbliebenen Unterkiinfte, ein. Die Ubrigen Aufwendungen
(Unterkunftskosten, Aufwendungen fir Leistungen nach dem AsylbLG) werden vollumfang-
lich durch den Freistaat Bayern erstattet und belasten den kommunalen Haushalt nicht.

2. Soziale Beratung und Betreuung durch die Fliichtlings- und Integrationsbera-
tung

Die soziale Beratung und Betreuung der in Nurnberg untergebrachten Geflichteten erfolgt
durch die Fluchtlings- und Integrationsberatung (FIB) und wird von freien Tragern der Wohl-
fahrtspflege in enger Abstimmung mit dem Referat fir Jugend, Familie, Senioren und Sozia-
les durchgefiihrt. Die FIB wird im Rahmen der Beratungs- und Integrationsrichtlinie (BIR)
durch das Bayerische Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration (StMI) gefér-
dert. Die aktuelle Richtlinie (BIR IlI) tritt am 31.12.2026 auf3er Kraft und wird ab dem
01.01.2027 fur drei weitere Haushaltsjahre (2027 — 2029) durch eine weiterentwickelte Fas-
sung ersetzt. Die neue BIR (BIR IV) vom 2. September 2026 wurde am 16. September 2026
im Bayerischen Ministerialblatt veroffentlicht.?

Forderstruktur der FIB und Stellenkontingent im Rahmen der BIR IV

Gemal} der Forderstruktur der FIB ist pro Gebietskdrperschaft in Bayern ein bestimmtes
Stellenkontingent vorgesehen. In der Gebietskdrperschaft Nirnberg werden die verfligbaren
FIB-Stellen derzeit fir die Sozialberatung und -betreuung in staatlichen und stadtischen Un-

3Vgl. Beratungs- und Integrationsrichtlinie BIR vom 02.09.2026 (https://www.gesetze-bayern.de/Con-
tent/Document/BayVV 2176 | 158287?hi=true).



https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2176_I_15828?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2176_I_15828?hl=true

terktnften, AnkER-Dependancen, fur unterkunftsunabhangige Beratungsstellen, das Psycho-
soziale Zentrum fur Fllchtlinge (PSZ) und die Zentrale Anlaufstelle Migration-Beratung
(ZAM-Be) eingesetzt. Die Verteilung der Stellen innerhalb der Gebietskdrperschaft erfolgt
nach gemeinsamer Abstimmung mit allen Tragern der FIB in der Gebietskorperschaft an-
hand einer Zustandigkeitsvereinbarung.

Gemal der BIR IV betragt der Festbetrag der staatlichen Férderung pro Vollzeitstelle fir die
FIB im Kalenderjahr 2027 bis zu 80.000 EUR, mit einer Dynamisierungsoption fiir die Folge-
jahre. Abgegolten sind damit neben den Personalausgaben flr Beratungskrafte unter ande-
rem Personalausgaben fur Hilfs- und Betreuungsaufgaben, Sachausgaben (ohne Biroaus-
stattung und Miete) sowie Gemeinkosten bis zu einem Anteil von 5% der Personal- und
Sachausgaben. Anzumerken ist, dass die Gemeinkosten nur fir nichtkommunale Zuwen-
dungsempfanger zuwendungsfahig sind. Kommunen kénnen die Gemeinkostenpauschale
daher nicht geltend machen.

Obwohl der Festbetrag gegeniber der bisherigen BIR Il nominell gestiegen ist, ist aus Sicht
der Trager weiterhin eine stadtische Kofinanzierung erforderlich, um die Beratungsangebote
auch kunftig aufrechterhalten zu kénnen. Dies ist unter anderem auf die zuletzt sehr hohen
Tarifsteigerungen sowie die hohen Sachkosten zurickzuflihren.

Um einen moglichst hohen Festbetrag pro Beraterstelle zu gewahrleisten, hat der Freistaat
Bayern eine Reduzierung der bayernweiten Stellenzahl vorgenommen: Ab dem Jahr 2027
stehen bayernweit nur noch etwa 573 von bislang 712 Stellen zur Verfugung (Kiurzung um
ca. 20 %). Fur die Gebietskorperschaft Nurnberg bedeutet dies, dass von den derzeitigen
rund 45 FIB-Stellen ab 2027 nur noch rund 36 FIB-Stellen staatlich geférdert werden.

Unter Koordination des Referats fir Jugend, Familie, Senioren und Soziales — als federfih-
render Verband der BIR-Zustandigkeitsvereinbarung — erfolgten lokale Verhandlungen mit
den Tragern der FIB in Nurnberg dartber, welcher Trager welche Kirzungen vornimmt, um
die erforderlichen Stelleneinsparungen umzusetzen. In gemeinsamer Abstimmung wurde
eine solidarische Reduzierung der Stellen (ber alle Trager hinweg vereinbart.*

In Anbetracht des Rlckbaus der Unterbringungskapazitdten und vorbehaltlich weiterer Ent-
wicklungen im Zugangsgeschehen ist davon auszugehen, dass die Beratung und Betreuung
von Gefllichteten in Unterbringung trotz des geringeren FIB-Kontingents nach der BIR IV
auch ab 2027 weitestgehend sichergestellt werden kann. Gleichzeitig stehen aufgrund der
begrenzteren Ressourcen weniger Spielrdume flr eine flexible Ausgestaltung des Bera-
tungsangebots zur Verfligung. Insbesondere die Umsetzung von Pilotprojekten sowie die
Durchflihrung unterkunftsunabhangiger Beratungsangebote werden dadurch erschwert.

Die Ausgestaltung der Beratungsstruktur ab 2027 erfolgt weiterhin in gemeinsamer Abspra-
che mit den Tragern der FIB unter Bertcksichtigung der Gesamtumstande vor Ort und aller
vorhandenen Beratungsressourcen (wie beispielsweise die MBE, JMD). Ziel bliebt es weiter-
hin, das vom Freistaat Bayern zur Verfligung stehende FIB-Kontingent flr die Gebietskorper-
schaft Nirnberg vollumfanglich auszuschopfen, um damit auch unter den veranderten Rah-
menbedingungen weiterhin eine bedarfsangemessene Beratung fur alle Schutzsuchenden in
Nurnberg mdglichst umfassend sicherzustellen.

4 Zudem wurde vereinbart, dass Fliederlich e.V. (Beratung und Betreuung von queeren Gefliichteten)
sowie das PSZ der Rummelsberger Dienste fiir junge Menschen gGmbH aufgrund ihrer Spezialisie-
rung auf bestimmte Zielgruppen und des dort bestehenden hohen Beratungsbedarfs von der erforder-
lichen Stelleneinsparung ausgenommen werden.

4
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Berichtsvorlage

Ref.V/013/2026

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Kommission fiir Integration 15.10.2026 offentlich Bericht
Betreff:

Zwischenbericht zum Pilotprojekt ,,Integrations- und Sozialberatung Réthenbach,,
- Nachreichung -

Bericht:

Mit der ,Integrations- und Sozialberatung Réthenbach® im Kulturladen Réthenbach wurde zum
01.02.2026 im Rahmen eines Pilotprojekts ein niedrigschwelliges Beratungsangebot direkt im
Stadtteil geschaffen. Die Projektlaufzeit ist bis zum 31.12.2026 vorgesehen. Das
Beratungsangebot wird gemeinsam vom Caritasverband Nirnberg e.V. und der
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Nirnberg e.V. umgesetzt.

Ziel ist es, Menschen mit Zuwanderungs- und Fluchtgeschichte bei sozialen, administrativen
und integrationsbezogenen Anliegen zu unterstitzen und gleichzeitig die bereits bestehenden
Einrichtungen im Stadtteil durch verlassliche Verweis- und Kooperationsstrukturen zu
entlasten.

Das Pilotprojekt verbindet damit zwei wesentliche Ansatze:
* Beratung unmittelbar vor Ort
« Starkung und Vernetzung der bestehenden sozialen Infrastruktur im Stadtteil

Der vorliegende Bericht gibt einen Zwischenstand zum Beratungsangebot im Stadtteil
Roéthenbach und stellt die bisherigen Erfahrungen und Entwicklungen des Pilotprojekts dar.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X Nein (— weiter bei 2.)
1 Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

X Ja Die dargestellten Malknahmen flr Menschen mit Zuwanderungsgeschichte,
insbesondere gefllichtete Personen, sichern die Versorgung und Integration
der betreffenden Personengruppe.

Seite 2 von 4
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4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
[
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Dezentrales Beratungsangebot fiir Menschen mit Zuwanderungsgeschichte:
Zwischenbericht zum Pilotprojekt ,,Integrations- und Sozialberatung Réthenbach*

1. Ausgangslage und Zielsetzung des Pilotprojekts

Anlass fur die Entwicklung des Pilotprojekts im Stadtteil Rothenbach war ein Antrag der SPD-
Stadtratsfraktion vom 27.03.2025. Darin wurde die Einrichtung eines dezentralen Beratungs-
angebots fur Menschen mit Zuwanderungsgeschichte angeregt. Im weiteren Verlauf wurden
die besonderen Beratungs- und Unterstitzungsbedarfe im neu bezogenen Quartier ,Wornitz-
stralRe“ in Réthenbach West sowie die Ausgestaltung eines entsprechenden Pilotprojekts in
der Kommission fur Integration am 4. Dezember 2025 und im Jugendhilfeausschuss am 11.
Dezember 2025 beraten.’

Im Stadtteil wird von sozialen und kulturellen Einrichtungen sowie weiteren lokalen Akteurin-
nen und Akteuren ein bestehender Unterstitzungsbedarf von Menschen mit Migrationsbiogra-
fie bei unterschiedlichen Fragestellungen sowie bei der Bewaltigung sozialer, administrativer
und alltaglicher Herausforderungen wahrgenommen. Haufig handelt es sich um Anliegen, die
uber das padagogische oder institutionelle Mandat der jeweiligen Einrichtungen hinausgehen,
beispielsweise in den Bereichen Behdrdenangelegenheiten, Wohnen, Sprache, Arbeit, Ge-
sundheit und gesellschaftliche Teilhabe. Eine systematische und verbindliche Verweisstruktur
sowie niedrigschwellige Beratungsmdglichkeiten direkt im Stadtteil standen bislang nur einge-
schrankt zur Verfugung oder waren den lokalen Akteurinnen und Akteuren nicht ausreichend
bekannt.

Um diesen Bedarf zu begegnen, regte das Referat fur Jugend, Familie, Senioren und Soziales
gegenuber den Wohlfahrtsverbanden den Aufbau geeigneter Unterstitzungsstrukturen direkt
im Quartier an. Der Caritasverband Nuirnberg e. V. und der Arbeiterwohlfahrt Kreisverband
Nurnberg e. V. erklarten sich im Rahmen eines gemeinsamen Pilotprojekts bereit, ein entspre-
chendes Beratungsangebot zu entwickeln und umzusetzen.

Ziel des Projekts ist es, Menschen mit Zuwanderungs- und Fluchtgeschichte im Stadtteil nied-
rigschwellig bei der Bewaltigung konkreter Anliegen zu unterstitzen und dadurch ihre gesell-
schaftliche Teilhabe und Integration zu fordern. Gleichzeitig sollen die bereits im Stadtteil tati-
gen Einrichtungen durch klare Verweis- und Kooperationsstrukturen entlastet und in ihrer Ar-
beit unterstutzt werden.

Das Pilotprojekt verbindet damit zwei wesentliche Ansatze:
e Beratung unmittelbar vor Ort

e Starkung und Vernetzung der bestehenden sozialen Infrastruktur im Stadtteil

2. Integrations- und Sozialberatung Réthenbach

Als Projektlaufzeit ist der Zeitraum vom 01.12.2025 bis 31.12.2026 vorgesehen. Mit den vor-
bereitenden MalRnahmen wurde zum 01.12.2025 begonnen. Dazu gehorten insbesondere die
Vertiefung der bestehenden Bedarfsanalyse, der Aufbau der Beratungsinfrastruktur sowie Of-
fentlichkeits- und Netzwerkarbeit. Als Hauptstandort der Beratungsstelle konnte im Kulturladen
Roéthenbach temporar ein Bliro mit zwei festen Arbeitsplatzen angemietet und Anfang Februar
2026 bezogen werden. Zusatzlich konnen vormittags zwei weitere Rdume des Kulturladens

' Siehe Bericht "Dezentrales Beratungsangebot flir Menschen mit Zuwanderungsgeschichte: Ein
Pilotprojekt im Stadtteil Rothenbach™ (Kommission fiir Integration vom 04.12.2025)
1
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fur Beratungsgesprache genutzt werden. Seit Aufnahme der Beratungsarbeit vor Ort am
01.02.2026 findet an vier Tagen pro Woche jeweils von 9:00 bis 12:00 Uhr eine offene, nied-
rigschwellige Beratung im Kulturladen Réthenbach statt.

Im Projekt arbeiten drei Sozialpadagoginnen mit insgesamt 40 Wochenstunden an vier Tagen
pro Woche. Die Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Nuirnberg e. V. und der Caritasverband Nurn-
berg e. V. stellen die personellen Ressourcen zu gleichen Teilen bereit. Drei Viertel der per-
sonellen Ressourcen werden aus bereits vorhandenen Stellenanteilen der Flichtlings- und
Integrationsberatung (FIB) eingebracht. Erganzend wird eine allgemeine Sozialberatung im
Umfang von einem Viertel der Stellenanteile angeboten, um auch Personen, die aufgrund der
Férdervorgaben der FIB nicht zur Zielgruppe gehéren, ein Beratungsangebot vor Ort zu er-
moglichen.

Das Projekt wird Uber Mittel des Integrationsfonds sowie des Fonds flir Stadtteilkooperation
des Referats fur Jugend, Familie, Senioren und Soziales gefdrdert.

2.1. Bisheriger Projektverlauf

Die ersten Monate waren insbesondere durch intensive Offentlichkeits- und Netzwerkarbeit
gepragt. Zur Bekanntmachung des Angebots wurden unter anderem Beschilderungen am
Blro und am Gebaude angebracht sowie Handzettel und Flyer erstellt und in den Einrichtun-
gen des Stadtteils verteilt. Darlber hinaus wurde das Angebot auf den Internetseiten der Tra-
ger sowie in einschlagigen Beratungs- und Informationsdatenbanken verdffentlicht.

Im Februar und Marz 2026 erfolgten zahlreiche persdnliche Kontakte zu sozialen und kulturel-
len Einrichtungen im Stadstteil. Darlber hinaus erfolgte eine enge Zusammenarbeit mit sozia-
len, kulturellen und padagogischen Einrichtungen im Stadtteil sowie mit weiteren Beratungs-
angeboten und Fachstellen. Erganzend wurden Einrichtungen und Wohngebiete im Rahmen
von Stadtteilbegehungen aufgesucht und Informationsmaterialien verteilt.

Ein besonderer Fokus lag auf der Wornitzstralde, die bereits bei der Konzeption des Pilotpro-
jekts als Bereich mit besonderem Unterstitzungsbedarf benannt worden war.

Im Rahmen der Stadtteilbegehungen wurde au3erdem das Kinder- und Jugendhaus Mikado
in unmittelbarer Nahe zur Wérnitzstra’e besucht. Da zahlreiche Kinder und Jugendliche aus
der Wornitzstralde und dem nadheren Umfeld das Haus nutzen, wurde friihzeitig die Méglichkeit
regelmaliger Beratungszeiten vor Ort erdrtert.

2.2. Erreichte Personen und Beratungsthemen

Seit Beginn der Beratungsarbeit am 01.02.2026 wurden bis zum Stand 30.09.2026 insgesamt
81 Personen beraten und 170 Beratungsthemen dokumentiert. Damit entfielen durchschnitt-
lich rund zwei Beratungsthemen auf jede beratene Person.

Beratungsthema Anzahl
Bildung inkl. Kinderbetreuung 24
Sozialleistungen 43
Arbeit/Ausbildung 20
Sprache 12
Sonstiges, z. B. Handy/PC 13
Wohnen 16
Gesundheit/Pflege 9
2
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Konfliktbewaltigung 12

Statusfragen/Familiennachzug 11
Erstorientierung nach Ankunft 6
Weitervermittiung an Fachstelle 4
Gesamt 170

Die haufigsten Anliegen betrafen Bildung und Kinderbetreuung sowie Sozialleistungen, gefolgt
von Arbeit und Ausbildung. Weitere Schwerpunkte waren Sprache, Wohnen, Gesundheit und
Pflege sowie Konfliktbewaltigung.

Die Beratung zeigt, dass viele Anliegen miteinander verbunden sind und sich nicht eindeutig
einem einzelnen Hilfesystem zuordnen lassen. Die niedrigschwellige und wohnortnahe Erst-
beratung ermaoglicht es, Anliegen frihzeitig aufzugreifen, einzuordnen und bei Bedarf gezielt
an zustandige Fachstellen weiterzuvermitteln.

2.3. Zielgruppenerreichung

Stand 30.09.2026 lebten von den 81 beratenen Personen 56 unmittelbar in Réthenbach. Dies
entspricht rund 69 %. Weitere 25 Personen kamen aus angrenzenden Stadtteilen, hatten je-
doch einen unmittelbaren sozialen oder institutionellen Bezug zu Réthenbach, beispielsweise
durch den Besuch einer Kindertageseinrichtung oder Schule ihrer Kinder.

Damit erreicht das Angebot in erster Linie die urspringlich definierte Zielgruppe im Stadtteil.
Die seit Mitte Mai 2026 vorgenommene Offnung der Zielgruppe entspricht zugleich dem tat-
sachlichen Bedarf und starkt die Funktion der Beratungsstelle als wohnortnahes Angebot fur
den gesamten Sozialraum.

2.4. Geschlechterverteilung

Von den 81 beratenen Personen waren 50 weiblich und 31 mannlich. Dies entspricht einem
Frauenanteil von rund 62 % und einem Manneranteil von rund 38 %.

Die Verteilung zeigt, dass das Angebot unterschiedliche Personengruppen erreicht. Uber die
Kooperation mit Schulen, Horten und Kindertageseinrichtungen sowie das interkulturelle Frau-
encafé im Kulturladen ergeben sich unterschiedliche Zugange zur Beratung.

2.5. Herkunft

Die Ratsuchenden weisen eine vielfaltige Herkunft auf. Besonders haufig vertreten waren Per-
sonen aus der Ukraine (21), Somalia (9), Athiopien (8), dem Irak (7), Griechenland (4), Iran
(4), deutsche Eingeburgerte (4). Darlber hinaus wurden unter anderem Menschen aus Arme-
nien, Aserbaidschan, Kasachstan, Moldau, Nigeria, Rumanien, der Turkei, Afghanistan und
Benin erreicht (Stand: 30.09.2026).

Die Vielfalt der Herkunftslander unterstreicht den Bedarf an einer fachlich breit aufgestellten
Beratung, die unabhangig von einer bestimmten Herkunftsgruppe einen niedrigschwelligen
Zugang ermoglicht.
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2.6. Aktivititen und Netzwerkarbeit

Neben der individuellen Beratung wurde das Projekt durch verschiedene Aktivitaten im
Stadtteil sichtbar gemacht und im Sozialraum verankert. Stand 30.09.2026 bestand insge-
samt Kontakt zu 41 Netzwerkpartnern. Die Kontaktaufnahme erfolgte telefonisch, schriftlich
oder personlich; insgesamt wurden 136 Kontakte zu Netzwerkpartnern dokumentiert.

Zu den Aktivitaten gehorten:
¢ ein Informationsstand bei ,R6thenbach spielt” am 26.04.2026,
¢ ein Informationsstand beim Stadtteilfest Eibach/Réthenbach am 18.07.2026,
o die regelmaRige Teilnahme am Stadtteilarbeitskreis Réthenbach/Eibach,
e die Teilnahme an den Elterncafés zweier Schulen sowie eines Horts,

o die Verteilung von Flyern in sozialen, kulturellen und padagogischen Einrichtungen
sowie in den Wohnanlagen in der Wornitzstralle und der Colmberger Stral3e.

Ein Ergebnis der Netzwerkarbeit ist die Entstehung des interkulturellen Frauencafés im Kul-
turladen Réthenbach, das seit dem 10. April im zweiwdchigen Rhythmus stattfindet und von
den Mitarbeitenden der Integrations- und Sozialberatungsstelle organisiert wird. Es hat sich
zu einem eigenstandigen, niedrigschwelligen Begegnungsangebot entwickelt und ermoglicht
Bewohnerinnen mit und ohne Migrationsgeschichte, Kontakte zu knupfen, sich auszutau-
schen und gegenseitig zu unterstlitzen. Gleichzeitig bietet das Café einen niedrigschwelligen
Zugang zum Beratungsangebot und erreicht damit auch Frauen, die Uber klassische Bera-
tungswege maglicherweise schwerer angesprochen werden kdnnen.

2.7. Anpassung der Zielgruppe

Aufgrund der Erfahrungen aus der ersten Projektphase wurde die Zielgruppe ab Mitte Mai
2026 erweitert. Seitdem konnen auch Personen beraten werden, die nicht unmittelbar in
Roéthenbach wohnen, jedoch einen engen sozialen oder institutionellen Bezug zum Stadltteil
haben, beispielsweise durch den Besuch einer Schule oder Kindertageseinrichtung durch ihre
Kinder. Diese Offnung tragt der tatsachlichen Lebensrealitat der Ratsuchenden Rechnung und
ermoglicht eine bedarfsgerechte Beratung auch fur Menschen aus angrenzenden Stadtteilen
wie Hohe Marter, Eibach und Reichelsdorf.

3. Erfahrungen und erste Bewertung

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass sich die persdnliche und aufsuchende Netzwerkar-
beit als wichtiger Erfolgsfaktor erwiesen hat.

Mehrere Einrichtungen im Stadtteil, darunter eine Grundschule, eine Mittelschule und ein Hort,
haben bereits Eltern gezielt an die Beratungsstelle weitervermittelt. Die Teilnahme an Eltern-
cafés hat wesentlich dazu beigetragen, Vertrauen aufzubauen und das Angebot bei Familien
bekannt zu machen. Auch innerhalb der Schulen wird die Beratungsstelle zunehmend als An-
sprechpartner wahrgenommen. So ist beispielsweise flur den Herbst ein Stadtteilspaziergang
mit Schulerinnen und -schilern geplant, bei dem auch die Beratungsstelle vorgestellt werden
soll.
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3.1. Niedrigschwellige Angebote als Turoéffner

Das interkulturelle Frauencafé im Kulturladen Réthenbach hat sich als besonders tragfahiges
Element des Projekts erwiesen und sollte aus fachlicher Sicht Uber die Pilotphase hinaus fort-
geflhrt werden.

Neben der Funktion als Begegnungsangebot tragt es dazu bei, die Beratungsstelle bekannt
zu machen und Hemmschwellen gegenlber Beratung abzubauen. Besonders positiv ist die
Beteiligung verschiedener Seniorinnen aus dem Seniorennetzwerk der evangelischen Kir-
chengemeinde Nikodemus. Der Austausch zwischen alteren Bewohnerinnen und Migrantin-
nen hat sich zu einer gegenseitigen Unterstitzung entwickelt.

Daruber hinaus beteiligen sich ehrenamtliche Naherinnen aus dem Kulturladen sowie eine
ukrainische Ehrenamtliche an dem Angebot. Das Frauencafé erflllt damit Gber die Informati-
onsvermittlung hinaus eine wichtige Funktion flir Begegnung, soziale Vernetzung und gegen-
seitige Unterstutzung im Quartier.

3.2. Vernetzung und Verweisberatung

Die enge Zusammenarbeit mit den bestehenden Beratungsstrukturen der beiden Trager hat
sich ebenfalls bewahrt. Insbesondere die Kooperation mit der Migrationsberatung fir erwach-
sene Zugewanderte (MBE) ermdglicht eine gezielte Weiterleitung von Ratsuchenden.

Die bislang dokumentierten 31 Verweisberatungen zeigen, dass die Beratungsstelle zuneh-
mend als Schnittstelle innerhalb des Iokalen Hilfesystems genutzt wird. Darlber hinaus errei-
chen die Mitarbeiterinnen regelmaliig telefonische Anfragen aus Schulen, Horten und Kinder-
tageseinrichtungen.

Auch Anfragen aus angrenzenden Stadtteilen wie Reichelsdorf, Katzwang und Hohe Marter
bestéatigen, dass die Offnung der Zielgruppe bedarfsgerecht ist.

3.3. Bedeutung fiir den Sozialraum

Der Nutzen der Beratungsstelle geht tUber die unmittelbare Beratung einzelner Personen hin-
aus. Sie Ubernimmt zunehmend eine Schnittstellenfunktion im lokalen Hilfesystem, unterstitzt
Bewohnerinnen und Bewohner bei konkreten Anliegen und vermittelt bei komplexeren Frage-
stellungen an geeignete Fachstellen. Gleichzeitig bietet sie Schulen, Horten, Kindertagesein-
richtungen und weiteren sozialen Einrichtungen einen verlasslichen Ansprechpartner vor Ort.
Dadurch verbessert sie die Zuganglichkeit bestehender Unterstlitzungsangebote und tragt zur
Entlastung der Einrichtungen bei.

3.4. Entwicklung des Bedarfs

Die Beratungszahlen zeigen, dass das Angebot insbesondere in der zweiten Jahreshalfte zu-
nehmend bekannt geworden ist. Etwa die Halfte der bisherigen Kontakte entstand in den Mo-
naten Juni und Juli 2026. Dies weist auf einen deutlichen Aufbau- und Etablierungseffekt hin.
Die notwendige Netzwerkarbeit, Bekanntmachung und Vertrauensbildung bendtigen Zeit. Die
steigende Inanspruchnahme zeigt, dass diese Aufbauarbeit zunehmend Wirkung entfaltet.

Die Entwicklung spricht daher nicht fur einen ricklaufigen Bedarf, sondern vielmehr dafr,
dass sich die Beratungsstelle zunehmend als Bestandteil der sozialen Infrastruktur im Stadtteil
etabliert.
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3.5. Herausforderungen

Eine zentrale Herausforderung sind weiterhin sprachliche Barrieren. Auch Ratsuchende mit
guten Deutschkenntnissen bendtigen bei komplexeren behordlichen oder sozialen Fragestel-
lungen teilweise sprachliche Unterstitzung.

Besonders schwierig bleibt die Erreichbarkeit der Bewohnerinnen und Bewohner der Wornitz-
strale. Aufgrund mehrfacher Wechsel der Hausverwaltung konnte dort bislang kein verlassli-
cher Zugang aufgebaut werden. Zwischenzeitlich wurde jedoch ein neuer Kontakt zur Haus-
verwaltung hergestellt, sodass sich fir die kommende Projektphase neue Mdglichkeiten erge-
ben.

Hinzu kommen rdumliche Barrieren: Die Wohnanlage liegt am Rand des Quartiers und ist nur
eingeschrankt an den Ubrigen Stadtteil angebunden. Der FuBRweg zum Kulturladen betragt
etwa 20 Minuten; die Erreichbarkeit mit dem OPNV ist gegeben, aber mit einem relativ hohen
Zeitaufwand verbunden.

Die Erfahrungen zeigen, dass ein zentraler Beratungsstandort allein nicht alle Zielgruppen
gleichermalden erreicht. Ergédnzende dezentrale und aufsuchende Angebote sind daher von
besonderer Bedeutung.

4. Weiteres Vorgehen und Perspektive
4.1. Geplante nachste Schritte bis zum Ende der Pilotphase

Bis zum Ende der Pilotphase soll das Beratungsangebot insbesondere bei den Bewohnerin-
nen und Bewohner der Wornitzstralde weiter bekannt gemacht werden. Der neue Kontakt zur
Hausverwaltung eréffnet hierfur zusatzliche Méglichkeiten. Eine offentlichkeitswirksame Ak-
tion vor Ort soll gepruft und mdglichst umgesetzt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die dezentrale Erweiterung des Beratungsangebots. Das Kinder-
und Jugendhaus Mikado stellt nach den Sommerferien Raumlichkeiten fir regelmaRige Bera-
tungszeiten zur Verfugung. Nach einem ersten Austausch mit der Einrichtung ist vorgesehen,
ab dem 18.09.2026, zunachst im zweiwdchigen Rhythmus freitags von 10 bis 11:30 Uhr eine
Beratung vor Ort anzubieten.

Damit entsteht insbesondere flr Familien und Bewohnerinnen und -bewohner aus dem Umfeld
der Wérnitzstrale ein wohnortnaher Zugang zur Beratung. Die Sprechstunde erganzt bereits
etablierte Angebote und starkt die Vernetzung bestehender Unterstitzungsstrukturen.

4.2. Weiterentwicklung des Angebots

Fur die weitere Entwicklung des Projekts ist eine enge Kooperation mit dem derzeit im Aufbau
befindlichen Projekt ,Quartiersentwicklung WornitzstralRe® der Arbeiterwohlfahrt Kreisverband
Nurnberg e. V. vorgesehen. Die Erfahrungen aus der Integrations- und Sozialberatung kénnen
dadurch unmittelbar in die quartiersbezogene Arbeit einflieen und umgekehrt neue Zugange
zu den Bewohnerinnen und Bewohner erschlossen werden.
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass insbesondere die Kombination aus

e verlasslicher Beratung an einem zentralen Standort,

e dezentralen bzw. aufsuchenden Beratungsangeboten,

¢ niedrigschwelligen Begegnungsangeboten,

o aktiver Netzwerkarbeit und verbindlichen Verweisstrukturen
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geeignet ist, Menschen mit unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen zu erreichen.

4.3. Perspektive uber die Pilotphase hinaus

Die bisherigen Ergebnisse lassen aus fachlicher Sicht einen Bedarf fur eine Fortfihrung des
Beratungsangebots Uber den 31.12.2026 hinaus erkennen.

Der Aufbau eines solchen Angebots ist mit einer langeren Anlaufphase verbunden. Die Erfah-
rungen zeigen, dass insbesondere personliche Vernetzung, kontinuierliche Prasenz vor Ort
und der schrittweise Aufbau von Vertrauen entscheidend fiir die Inanspruchnahme sind. Die
steigende Zahl der Kontakte in den Monaten Juni und Juli 2026 deutet darauf hin, dass die
Beratungsstelle ihr Potenzial zunehmend entfaltet. Eine Beendigung zum Ende der Pilotphase
wuirde daher zu einem Zeitpunkt erfolgen, an dem die aufgebauten Strukturen und Kooperati-
onen zunehmend greifen. Eine FortfUhrung ermdglicht es, die geleistete Aufbauarbeit nach-
haltig zu nutzen, bestehende Netzwerke weiterzuentwickeln und insbesondere die bisher
schwer erreichbaren Bewohnerinnen und Bewohner der Wornitzstral’e besser anzusprechen.

Fur eine Fortflhrung sind insbesondere die Sicherung der Finanzierung und der damit verbun-
denen personellen Ausstattung, die Sicherstellung geeigneter Raumlichkeiten sowie die wei-
tere Einbindung in die soziale und kulturelle Infrastruktur des Stadtteils erforderlich.

Die Erfahrungen aus Réthenbach kénnen dariber hinaus als Grundlage flr vergleichbare
quartiersbezogene Beratungsangebote in weiteren Stadtteilen dienen. Besonders hervorzu-
heben ist die Kombination aus zentralem Beratungsstandort, dezentralen Sprechstunden, auf-
suchender Netzwerkarbeit und verbindlichen Verweisstrukturen.

5. Fazit

Das Pilotprojekt ,Integrations- und Sozialberatung Réthenbach® schlief3t eine Liicke zwischen
Bewohnerinnen und Bewohner mit Unterstlitzungsbedarf und den bereits vorhandenen sozia-
len Angeboten im Stadtteil.

Seit Beginn der Beratungsarbeit wurden 81 Personen mit Zuwanderungsgeschichte beraten
und 170 Beratungsthemen bearbeitet. 56 Personen (69 %) leben unmittelbar in Réthenbach.
Mit 31 dokumentierten Verweisberatungen ubernimmt die Beratungsstelle zudem eine wich-
tige Schnittstellenfunktion im bestehenden Hilfesystem. Die zunehmende Inanspruchnahme,
die wachsende Bekanntheit bei Schulen, Horten und weiteren Einrichtungen sowie die ent-
standenen Kooperationen zeigen, dass die Aufbauarbeit zunehmend Wirkung entfaltet.

Gleichzeitig bestehen weiterhin konkrete Herausforderungen, insbesondere bei der Erreich-
barkeit der Bewohnerinnen und Bewohner der Wornitzstral3e. Die geplante dezentrale Bera-
tung im Kinder- und Jugendhaus Mikado, der neue Kontakt zur Hausverwaltung und die Ko-
operation mit der entstehenden Quartiersentwicklung WornitzstralRe der Arbeiterwohlifahrt
Kreisverband Nirnberg e. V. bieten hierflr wichtige Ansatzpunkte.

Die Integrations- und Sozialberatung Réthenbach hat sich damit von einem zunachst aufzu-
bauenden Pilotangebot zunehmend zu einer niedrigschwelligen Anlauf- und Vernetzungsstelle
im Sozialraum entwickelt. Aus fachlicher Sicht sprechen die bisherigen Ergebnisse daher fir
eine Fortfihrung des Projekts Uber die Pilotlaufzeit hinaus. Eine Fortfihrung ermdglicht es, an
diese Entwicklung anzuknipfen und den Nutzen fir Bewohnerinnen und Bewohner und Ein-
richtungen des Stadtteils weiter auszubauen.

36



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Jahresbericht des Integrationsrates
	Berichtvorlage  OBM/032/2026
	Jahresbericht Integrationsrat_09_2025_08_2026  OBM/032/2026

	* TOP Ö  2 Sachstand Beratungs- und Integrationsrichtlinie IV (2027 - 2029) - mündlicher Bericht
	Berichtvorlage  Ref.V/012/2026
	Anlage SozA_Rückbau der Gemeinschaftsunterkünfte  

	* TOP Ö  3 Zwischenbericht zum Pilotprojekt „Integrations- und Sozialberatung Röthenbach“
	Berichtvorlage  Ref.V/013/2026
	2026-10-15 Zwischenbericht Pilotprojekt Integrations- und Sozialberatung Röthenbach  



